
München – Die SPD will beim barrierefrei-
en Umbau Bayerns nun nicht mehr auf die
Staatsregierung warten. Eineinhalb Jahre
nach der Ankündigung von CSU-Regie-
rungschef Horst Seehofer, den Freistaat
binnen zehn Jahren für Menschen mit Be-
hinderungen komplett zugänglich zu ma-
chen, sei praktisch nichts passiert, rügten
SPD-Generalsekretärin Natascha Kohnen,
die Sozialexpertein der Landtagsfraktion,
Ruth Waldmann, sowie die selbst sehbehin-
derte Leiterin der zuständigen SPD-Ar-
beitsgemeinschaft SelbstAktiv, Sibylle
Brandt. Sie rufen nun bayernweit dazu auf,
Bahnhöfe und andere schwer zugängliche
Orte auf einer neuen Internet-Plattform zu
melden. Diese würden dann von Parteimit-
gliedern überprüft. Die Internetseite
(www.bayern-barriere-frei.de) ist wieder-
um selbst weitgehend barrierefrei gestal-
tet, also für Menschen mit Seh- oder Ver-
ständnisschwächen besonders leicht zu-
gänglich. Das soll auch für einen kleinen
Parteitag zum Thema gelten, den die SPD
am Samstag in Unterschleißheim abhält.

Kohnen sagte, das Problem sei ein
„Kernthema“ für die SPD. „Wie erreiche
ich es, dass alle Menschen an der Gesell-
schaft teilhaben können – das ist etwas,
was für uns ein modernes und soziales Bay-
ern ausmacht.“ Leichter Zugang zu öffentli-
chen Einrichtungen habe viele Seiten, sag-
te Kohnen und berichtete von einer Begeg-
nung nach einer SPD-Klausur am Bahnhof
von Kaufbeuren. Eine sehbehinderte Da-
me habe ihr gesagt, der Zugang sei gar
nicht das Problem. „Ich komme an den
Bahnsteig, das schaffe ich. Aber in diesem
Bahnhof fallen die Durchsagen immer
wieder aus.“ Dadurch sei sie dann orientie-
rungslos, weil sie nicht erkennen könne, ob
ein Zug noch kommt oder schon weg ist.

Ruth Waldmann lobte Seehofers Ankün-
digung in seiner Regierungserklärung
nach der Wiederwahl im Herbst 2013 rück-
wirkend: „Das fand ich super, das fand ich
mutig.“ Nur geschehen sei kaum etwas,
wie auch eine große Anfrage der SPD erge-
ben habe. Demnach habe der Staat kaum
Kenntnisse über den behindertengerech-
ten Ausbau in öffentlichen Gebäuden.
Auch die Angaben über angeblich bereits
barrierefreie Bahnhöfe „sehen Betroffene
ganz anders“, sagte Waldmann. „Es reicht
eben nicht, dass überall ’ne Rampe und ein
Handlauf hingebaut wird.“ Auch bei künfti-
gen Ankündigungen der Staatsregierung
will sie genauer hinsehen. „Wir werden es
nicht durchgehen lassen, dass künftig bei
jeder einzelnen Bordsteinabsenkung ein
Staatsorchester bestellt wird.“  fmue

München – Die aufsehenerregende Studie
der Unternehmensberatung McKinsey hat
am Dienstag zu einem heftigen Schlagab-
tausch im Landtag geführt – ein weiteres
Mal mit ungewöhnlichen Fronten: Die Op-
positionsvertreter fühlten sich durch
McKinseys Warnungen vor mangelnder
Zukunftsfähigkeit in ihrer Kritik an der
Staatsregierung bestätigt. Die CSU-Mehr-
heit dagegen rechnete mit Opposition und
McKinsey gleichermaßen ab.

Die umfassende Studie, die McKinsey
vor Ostern aus eigenem Antrieb vorgelegt
hatte, war zu dem Schluss gekommen,
dass Bayern in der Gegenwart zwar glän-
zend dasteht. Gleichzeitig aber bei für die
Zukunft wichtigen Faktoren bestenfalls
mittelmäßig abschneidet. Zu solchen Krite-
rien zählt McKinsey weniger die klassi-
schen Wirtschaftszahlen, sondern eher

den Umgang mit Migranten, die Durchläs-
sigkeit des Bildungssystems oder auch In-
ternetausbau und Zustand der Gründersze-
ne. Diese Felder seien bedeutsam für die
Zukunft, Bayern gebe aber im nationalen
und internationalen Vergleich kein beson-
ders gutes Bild ab, so das Fazit.

Die CSU bot gleich vier Redner auf, um
mit dieser Analyse abzurechnen. Sie ist da-
bei selbst in einer zwiespältigen Situation.
Während Ministerpräsident Horst Seeho-
fer durch Gesten und Bewertungen am
Rande der Plenarsitzung aus seiner Abnei-
gung gegen McKinsey und ihre Studie kei-
nen Hehl machte, begann die von Seehofer
selbst eingesetzte neue Grundsatzkommis-

sion unter ihrem neuen Chef Markus Blu-
me schon vor Monaten damit, mit genau
diesem Zahlenmaterial zu arbeiten. Blume
trat auch im Plenum auf und bemühte sich
um Haltung bei diesem Spagat: Der Gedan-
ke an Zukunftspolitik sei der CSU gene-
tisch eingepflanzt.

Am heftigsten provozierte CSU-Wirt-
schaftssprecher Erwin Huber die Oppositi-
on und vor allem die Grünen, die die aktuel-
le Stunde beantragt hatten. Alleine dass
die Grünen sich so auf wirtschaftliches Ge-
biet begäben, sei Übermut, sagte Huber.
Die Grünen stünden nämlich für „Verhin-

dern, Verweigern und Veggie Day“. Er habe
die Studie ausführlich gelesen, sagte Hu-
ber. „Da steht nirgendwo, dass wir für die
Zukunftsfähigkeit Bayerns einen Regie-
rungswechsel brauchen.“ Huber stellte
zum einen Teilergebnisse in Frage: „Man
darf ja alles schreiben – hat ja auch keiner
gefordert, die Studie.“ Er bezog sich an an-
deren Stellen aber auch ausdrücklich auf
sie. McKinsey hatte kritisch angemerkt,
dass Großprojekte wie Olympia oder die
dritte Startbahn am Münchner Flughafen
kaum noch umsetzbar seien. Genau das lie-
ge maßgeblich an den Grünen, sagte Hu-

ber. Wütende Proteste bei den Grünen lös-
te er aus, als er ihnen die Sorge um die Hei-
mat absprach: „Heimat und Grüne, das ist
ja wie Feuer und Wasser.“

Huber habe eine „plumpe Parteitagsre-
de“ gehalten, konterte SPD-Fraktionschef
Markus Rinderspacher. „Da ist sie, die Ar-
roganz der Macht.“ Es sei bemerkenswert,
dass ausgerechnet die wirtschaftsfreundli-
che Unternehmensberatung soziale Aspek-
te betone. Die Studie zeige auf, dass es
nicht reiche, sich in wirtschaftlichen Kenn-
ziffern zu sonnen, sagte Rinderspacher.
„Wir verstehen diese Studie deshalb auch
als politischen Auftrag.“ Seehofer habe da-
gegen mit Sprüchen wie „Wer betrügt, der
fliegt“ oder dem Kampf „bis zur letzten Pa-
trone“ gegen Einwanderung in die Sozial-
system dafür gesorgt, dass Bevölkerungs-
gruppen gegeneinander aufgehetzt wür-
den.

Für Grünen-Fraktionschefin Margarete
Bause ist Grundaussage der Studie:
Schwarze Zahlen in der Wirtschaft seien
nur noch durch grüne Ideen zu erreichen.
„Wir sehen unsere Politik aus einer Warte
bestätigt, von der wir das nicht unbedingt
erwartet hätten.“ Der CSU falle dazu wenig
mehr ein als „Einbunkern und Rumkrit-
teln“, sagte sie. „Sie regieren mit der für sie
typischen Mischung aus Selbstgefällig-
keit, Ideenlosigkeit und Mutlosigkeit.“

Freie-Wähler-Chef Hubert Aiwanger
kam zu dem Fazit: „Es ist bezeichnend,
dass jeder das raus liest, was er hören will.“
Aiwanger rief dazu auf, sich parteiübergrei-
fend mit dem Papier auseinanderzusetzen
und meinte, das Parlament solle weniger
auf McKinsey achten, „sondern auf den
Sachverstand, der hier im Haus sitzt“. Da-
für bekam er dann sogar Applaus von See-
hofer. frank müller

von heiner effern

Traunstein – Der junge Mann mit den ro-
ten Backen würde in keiner Schulkantine
auffallen. Die Züge unter den eng zusam-
menliegenden Augen sind weich, die dunk-
len Haare an den Seiten modisch nach vor-
ne frisiert. Der blaue Wollpullover und die
Jeans sind nicht gerade flippig, aber auch
nicht altbacken. „Milchbubihaft“ nennt
ihn Maximilian Pauls, der Anwalt des Mäd-
chens, über das der damals 20 Jahre alte
Mann hergefallen sein soll. Sarah F. verlor
ihr linkes Auge, konnte aber ihr Leben ret-
ten. Im Gegensatz zu Malermeister Alfons
S., 73, der kurz zuvor nach mindestens
29 Messerstichen in der Innenstadt von
Bad Reichenhall gestorben war.

Wie und vor allem warum es in der
Nacht des WM-Finales am 14. Juli 2014 zu
diesem Mord und dem zweiten, beinahe
tödlichen Überfall kam, das weiß wohl nur
eine Person im Saal B33 des Landgerichts
Traunstein. Doch Christoph R., 21, legt sei-
ne Hände auf den Tisch vor der Anklage-
bank und schweigt. Sein Mandant werde
sich weder zum Tatvorwurf noch zu seiner
Person äußern, erklärt Verteidiger Harald
Baumgärtl am ersten Prozesstag. Dass der
Beschuldigte die Taten begangen hat, dar-
an zweifelt aber nicht einmal er. „Die Last
der Indizien ist erdrückend“, räumt Baum-
gärtl ein. Doch das Motiv bleibt vorerst im
Dunkeln.

Laut Anklage verließ der Zeitsoldat
nach dem Sieg der deutschen National-
mannschaft in Brasilien gegen 2.15 Uhr
nochmals die Kaserne in Bad Reichenhall.
Schlicht und einfach aus dem Grund, weil
er Lust hatte, einen Menschen zu töten.
Oder zwei. Er packte sein Kampfmesser
ein, das ihm die Bundeswehr stellte, wen-
dete seinen schwarzen Kapuzenpulli, da-
mit ein auffälliger Schriftzug nicht zu er-
kennen war, und zog offenbar angetrun-
ken los. Nachdem er Alfons S. erstochen
hatte, soll er vor Passanten damit geprahlt
haben. Um gleich später die damals 17 Jah-
re alte Auszubildende von hinten anzugrei-
fen. Sie schleppte sich zu nahen Wohnhäu-
sern und überlebte nur deshalb seine Mes-
serattacken knapp.

Doch was für ein Mensch ist das, der
nach dem Zufallsprinzip zwei Passanten
auswählt, die er umbringen könnte? Da
Christoph R. vor Gericht nichts sagen will,
müssen ihn Menschen beschreiben, mit de-
nen er gesprochen hat. Zum Beispiel Sabi-
ne Kreutzer-Mühlthaler, die ihm als Ju-
gendgerichtshilfe vom Staat beiseite ge-
stellt wird. Christoph R. schilderte ihr, dass
er in Rheinland-Pfalz aufwuchs und drei
jüngere Geschwister hat. Dass seine Fami-
lie zerbrach, als er etwa fünf Jahre alt war.
Seiner Erinnerung nach floh damals seine
Mutter vor dem gewalttätigen Vater ins
Frauenhaus. Von dort kamen er und seine
jüngere Schwester direkt in ein Heim, sei-
ne beiden kleinen Brüder in Pflegefami-
lien. Bis er 18 Jahre alt wurde, lebte Chris-
toph R. dort – eine „extrem schlimme“ Zeit
für ihn, das ist der Eindruck von Sabine
Kreutzer-Mühlthaler. Er schaffte den Real-
schulabschluss, schmiss dann die Fach-
oberschule und eine Lehre als Metallbauer
hin. Nachdem er in der Folge ein Jahr ob-
dachlos war, verpflichtete er sich im April
2013 für 20 Monate bei der Bundeswehr.

Dort habe er anfangs zum ersten Mal so et-
was wie eine familiäre Beziehung empfun-
den, berichtet Kreutzer-Mühlthaler. Mit
seiner eigenen Familie, so gab es R. an, ha-
be er da schon lange abgeschlossen ge-
habt. Das sei ihm angeblich nicht schwer
gefallen, da er sowohl bei der Mutter als
auch den Geschwistern deutliche Intelli-
genzdefizite festgestellt habe. Christoph R.
fühlte sich überlegen. Ein Test bei ihm er-
gab tatsächlich einen IQ von 134, andere
blieben aber deutlich darunter. In den Ge-
sprächen mit der Jugendhilfe präsentiert
er sich als kontrollierte, gefestigte Persön-
lichkeit, die aufgrund eigener Stärke und
Intelligenz keine engen Bindungen benö-
tigt. Er selbst sei für seine Situation nicht
verantwortlich, sondern die Familie, sagte

der Angeklagte. „Hätte ich andere Eltern
gehabt, wäre ich hier nicht gelandet“, zi-
tiert ihn Kreutzer-Mühlthaler. Sie nimmt
ihm die gelungene Abschottung von seiner
Familie auch deshalb nicht ab. Sie ist über-
zeugt, „dass ihn die Situation extrem belas-
tet, aber dass er seine ganze Energie dar-
auf verwendet, es sich nicht anmerken zu
lassen“.

Die Kameraden jedenfalls funktionier-
ten nicht lange als Familienersatz. Neue
Kollegen war ihm zu undiszipliniert, seine
Motivation sank zusehends. Er habe deswe-
gen die Bundeswehr auf eigenen Ent-
schluss am 18. oder 19. Juli verlassen und
sei nach Norwegen gereist, weil er schon
immer mal dorthin wollte, sagte R. zu sei-
ner Betreuerin. Dort nahmen ihn Polizis-

ten drei Wochen nach den Messerattacken
von Bad Reichenhall auf einer Landstraße
fest, wegen Mordverdachts. Doch dazu
sagt Christoph R. nichts.

Die weiteren zehn Verhandlungstage
werden womöglich Klarheit bringen. Der
Vorsitzende Richter Klaus Weidmann wies
darauf hin, dass neben Mordlust auch die
Merkmale Heimtücke und niedrige Beweg-
gründe vorliegen könnten. Aufgrund des
Akteninhalts komme zudem die Verhän-
gung einer Sicherungsverwahrung in Be-
tracht. Entscheidend für die Höhe eines
möglichen Strafmaßes wird sein, ob Ju-
gend- oder Erwachsenenstrafrecht ange-
wandt wird. Verhandelt wird in Traunstein
vor der Jugendkammer. Das Urteil soll am
20. Mai fallen.

Elmau – Das mysteriöse Partyzelt in El-
mau ist im Auftrag eines deutschen Ge-
schäftsmanns aufgestellt worden. Doch
seinen Geburtstag wird er diese Woche wo-
anders feiern müssen. Innenminister Joa-
chim Herrmann sagte im Landtag: „Das ist
völlig klar, dass das nicht stattfinden wird.
Es gibt keinen Vertrag mit den Staatsfors-
ten, und es wird auch keinen geben.“ Der
25 Meter hohe Bau auf dem Parkplatz, der
während des G-7-Gipfels im Hotel Schloss
Elmau als Landeplatz dienen soll, wurde
ohne Genehmigung errichtet. Mit der Orga-
nisation der Feier war auch eine russische
Agentur beauftragt, was Spekulationen
über eine Oligarchen-Party befeuerte. An
diesem Mittwoch will Herrmann zum wie-
derholten Mal das G-7-Tagungshotel besu-
chen. Herrmann ließ durchblicken, dass er
seinen Unmut dort zum Ausdruck bringen
werde. Auch Staatskanzleichef Marcel
Huber zeigte sich überrascht. Vergangene
Woche erst hatte er bei einem Besuch die
Arbeiten auf dem Parkplatz gesehen. „Gut,
habe ich mir gedacht: Jetzt fangen sie end-
lich mit dem Besucherzentrum an.“ Nun
haben die Verantwortlichen am Dienstag-
nachmittag begonnen, die Bühne wieder
abzubauen. Das Landratsamt prüft, gegen
welche der beteiligten Firmen wegen des
Schwarzbaus eventuell ein Bußgeld zu
verhängen ist.  sz

München – Der sogenannte Warnschuss-
arrest für junge Gesetzesbrecher erfreut
sich bei Bayerns Jugendrichtern steigen-
der Beliebtheit. Im vergangenen Jahr er-
hielten 171 Jugendliche in Bayern eine sol-
che Strafe. Das waren 100 mehr als 2013,
wie das Justizministerium mitteilt. In die-
sem Jahr waren es bis zum 9. April bereits
49 Fälle. Die überwiegende Mehrheit der
mit Warnschussarrest bestraften Jugendli-
chen sind Buben. Nur 15 Mädchen waren
im vergangenen Jahr unter den Betroffe-
nen. Der Warnschussarrest gibt den Rich-
tern die Möglichkeit, Jugendliche auf Be-
währung zu verurteilen, aber dennoch vor-
übergehend ins Gefängnis zu schicken, um
ihnen den Ernst ihrer Lage zu verdeutli-
chen. So könnten die Richter einem jungen
Verurteilten deutlich machen: „Bis hierhin
und nicht weiter“, sagte Justizminister
Winfried Bausback (CSU).

Zwei Jahre nach seiner Einführung wird
der Warnschussarrest auch in den meisten
anderen Bundesländern immer häufiger
verhängt. In manchen Ländern wird der
Sinn der Strafmaßnahme bezweifelt, doch
Bausback hält sie für sinnvoll: Bayern habe
aus gutem Grund lange für die Einführung
gekämpft. Denn zuvor war eine mit Arrest
kombinierte Bewährungsstrafe nicht mög-
lich: „Wenn die Tat eines Jugendlichen so
schlimm war, dass ein Arrest nicht mehr
ausreicht, wurde eine Jugendstrafe von
mindestens sechs Monaten verhängt“, sag-
te Bausback. „Die wiederum wurde dann
häufig zur Bewährung ausgesetzt. Die Er-
fahrung zeigt aber: Nicht wenige jugendli-
che Straftäter, die eine ,bloße‘ Bewährungs-
strafe erhalten, verlassen den Gerichtssaal
achselzuckend und glauben ernsthaft, das
sei ein ,Freispruch zweiter Klasse‘.“

Mit dem Warnschussarrest hatte die
damals schwarz-gelbe Bundesregierung
2013 das Jugendstrafrecht verschärft. Zu-
sätzlich zu einer Jugendstrafe auf Bewäh-
rung können Straftäter seither bis zu vier
Wochen lang eingesperrt werden, ohne
Telefon und Internet, dafür mit Beratungs-
gesprächen. Das soll eine abschreckende
Wirkung haben. Die SPD lehnte schon vor
der Einführung den Warnschussarrest ab,
vor allem wegen der rückläufigen Zahl
jugendlicher Straftäter und einer hohen
Rückfallquote.  dpa

München – Die Fraktion der Freien Wäh-
ler im Landtag hat einen Antrag auf ein Ver-
bot regionalisierter Werbung in Bayern ge-
stellt. Künftig wollen größere private Sen-
dergruppen bundesweit – so auch im Frei-
staat – auf die Region zugeschnittene Wer-
bung in Rundfunk- und Fernsehbeiträgen
ausstrahlen. Dies werde die Existenzgrund-
lage vieler Lokalzeitungen sowie kleinerer
Radio- und Fernsehsender bedrohen,
fürchten die Freien Wähler. Schließlich sei-
en diese auf die Einnahmen aus dem regio-
nalen Werbemarkt angewiesen. „Für die lo-
kalen Medien würde damit ein deutlich
kleineres Stück vom Werbeetat bleiben als
bisher“, warnte Michael Piazolo, medienpo-
litischer Sprecher der FW-Landtagsfrakti-
on. „Manches Lokalradio, das sich überwie-
gend aus diesen Einnahmen finanziert,
könnte dann die Mikros abdrehen.“ Die
Freien Wähler fordern, regionalisierte Wer-
bung im bayerischen Landesmediengesetz
zu verbieten. Über den Gesetzesentwurf
wird im Landtag noch abgestimmt. Die
Sendergruppe ProSiebenSat.1 etwa plant,
bereits von Mai an in ihrem Mantelpro-
gramm Werbespots auszustrahlen, die an
die jeweilige Region angepasst sind.  sobu

von katja auer

M it dem Gedenken an die Altvor-
deren ist es so eine Sache. „De
mortuis nihil nisi bene“, heißt

es, man soll nur gut reden über die To-
ten, was gelegentlich in Glorifizierung
ausarten kann. Die Heldenverehrung
von Franz Josef Strauß in seiner CSU ist
so ein Beispiel, wenn seine Kumpeleien
mit Diktatoren in aller Welt zu originel-
len Anekdoten stilisiert werden und all
das sich zu der Überzeugung kumuliert,
dass er scho a Hund gewesen sei.

Dass nicht schlecht geredet werden
soll, heißt zwar nicht, dass die Wahrheit
deswegen verdreht werden muss, aber
mancherorts wird sie zumindest nicht
gerne immer wieder ausgesprochen. Es
ist halt so ungemütlich, wenn wieder ei-
ne Straße umbenannt werden soll, weil
der Namensgeber doch ein Nazi war
oder wenigstens ein irgendwie ins Re-
gime Verstrickter oder ein Kolonialist,
der in Afrika Herero abschlachten ließ.

Oder ein Hexenbrenner.
Einen solchen haben sie jetzt im

Forchheimer Rathaus entdeckt. Dort
hängt in der Galerie der Bamberger
Fürstbischöfe ein Bildnis von Johann Ge-
org II. Fuchs von Dornheim, unter des-
sen Regierungszeit im 17. Jahrhundert
die Hexenverfolgung im Hochstift ihren
Höhepunkt erreichte. Auch der Bamber-
ger Stadtrat wurde nahezu komplett aus-
gelöscht, die Kollegen haben Fuchs von
Dornheim also ermorden lassen, wie ein
Forchheimer Stadtrat bemerkte. Deswe-
gen soll der Fürstbischof nicht einfach
im Rathaus bleiben. Auf den Dachboden
mit ihm, fordern die einen, den erklären-
den Platz im Museum die anderen.

Auf eine vergleichbare Prominenz hat
es Alfred Eck bisher nicht gebracht, ob-
wohl es über den auch 70 Jahre nach sei-
nem Tod viel Gutes zu erzählen gibt. Der
34-jährige Soldat hatte in den letzten
Kriegstagen die Zerstörung seines Hei-
matdorfes Baldersheim im Landkreis
Würzburg verhindert, weil er mit der US-
Armee und der Wehrmacht verhandelt
hatte. Dafür wurde er als Deserteur am
Marktplatz in Aub gehängt. Die Grund-
schule wollten die einen nach ihm benen-
nen, eine Straße die anderen, die dritten
ein Denkmal aufstellen. Und die ande-
ren lieber gar nichts tun. Es scheint auch
da schwierig zu sein mit dem Gedenken.
Selbst wenn es offenbar nur Gutes über
die Toten zu sagen gibt.

Im Landtag fliegen die Fetzen
Zur McKinsey-Studie werfen sich CSU und Opposition bei heftigem Schlagabtausch Übermut und Selbstgefälligkeit vor

Analyse: Die Studie von McKinsey kam unter anderem zu dem Ergebnis, dass beim
Ausbau des Internets der Freistaat nicht gut aussieht. FOTO: ALESSANDRA SCHELLNEGGER

Motiv Mordlust? Ein Polizeibeamter nimmt dem Angeklagten Christoph R. die Handschellen ab.  FOTO: DIETHER ENDLICHER/DPA

In der Finsternis
Nach dem WM-Sieg der Deutschen zog Christoph R. nachts in Bad Reichenhall los, um zu morden.

Der Angeklagte schweigt vor Gericht, doch die Lebensgeschichte lässt den Abgrund seiner Seele erahnen

Bevor er sich bei der Bundeswehr
verpflichtete, war er
ein Jahr lang obdachlos

Am heftigsten provozierte
CSU-Wirtschaftssprecher Erwin
Huber vor allem die Grünen

Geburtstagsparty
in Elmau fällt aus

Warnschussarrest bei
Bayerns Richtern beliebt

Freie Wähler für Verbot
regionalisierter Werbung

Schneller zur
Barrierefreiheit

SPD will mit Internetseite schwer
zugängliche Orte lokalisieren

M I T T E N I N B AY E R N

Gedenken
als Balanceakt

Die Maßnahme soll eine
abschreckende Wirkung haben
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